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Freitag, 31. März. 1882 


ee 


Berlin, 30. März. Der König hat den Minifterial:Diveltor im 
Miniſterium des Innern, Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs⸗Rath 
Herrſurth zum Unter» Staatsſekretär im Miniſterium des Innern er⸗ 
nannt, ſowie den bei dem Ober⸗Landesgericht zu Breslau fungirenden 
Rechtsanwalt Peterſon, der von der Stadtverordnetenverſammlung zu 
Grünberg getroffenen Wahl gemäß, als Bürgermeiſter dieſer Stadt 
für die geſetzliche zwölffährige Amtsdauer beſtätigt. 

Der König hat durch Allerhöchſte Beſtallung vom 16. März d. J. 
den Geheimen Kriegsrath und vortragenden Rath im Kriegs⸗Mini⸗ 
ſterium, Liſchke. um Wirklichen Geheimen Kriegsrath und Rath 
2. Kaſſe, den Intendantur⸗ und Baurath Voigtel vom VIII. Armee 
korps kommandirt beim Kriegs⸗Miniſterium, und den Intendantur⸗ 
und Baurath im Miniſterial⸗Baubureau des Kriegsminiſteriums, Bern⸗ 
hardt, zu Geheimen Bauräthen und vortragenden Räthen im Kriegs⸗ 
miniſterium ernannt, ſowie durch Allerhöchſtes Patent vom 16. März 
d. F. dem Yntendantur-Rath vom Gardekorps, ſtändigem Hilfsarbeiter 
im Kriegsminiſterium, Bredow, den Charakter als Geheimer Kriegs⸗ 
rath verliehen. l a . 5 

Durch ee des 8 vom 22. März d. J. iſt 
der Geheime Baurath Aßmann, Miniſterialbaurath im Kriegsminiſterium, 
um Chef der am 1. April d. J. zu errichtenden Bauabtheilung im 

riegsmmiſterium ernannt worden. 5 

ei der Muſterſchule ealſchule I. O.) zu Frankfurt a. M. iſt 
der ordentliche Lehrer Dr. Neumann zum Oberlehrer befördert. 

Dem Domänenpächter Riebenſahm zu Gaymen im Regierungs⸗ 
ur Königsberg iſt der Charakter königlicher Ober⸗Amtmann beigelegt 
worden. 

Der König hat dem Bezirks⸗Feldwebel Mau im 2. Bataillon 
(Schneidemühl) 3. Pommerſchen Landwehr⸗Regiments Nr. 14 die Ret⸗ 
tungsmedaille am Bande verliehen. 

Der „Reichsanzeiger“ veröffentlicht das Geſetz, betreffend 
eine Abänderung der Grundbuchordnung, vom 14. 
März 1882. 


Dom Fandlage. 


Abgeordnetenhaus. 


45. En 7 
Berlin, 30. März. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche von Goßler, von 
Puttkamer und Kommiſſarien. Die Tribünen find überfüllt. 

Der Abg. Gajewski, Vertreter des 8. Königsberger ichen 
Wale iſt geſtorben. Das Haus ehrt ſein Andenken in der üblichen 


eiſe. 
as Haus tritt in die zweite Bera Entwurfs ei 5 
ee bn ber -e e 
Geſetze em. Der Referent Abg. Grimm erklärt ſich außer Stande, 
Beſchlüſſe der Kommiſſton zu vertreten, da ſolche Beſchlüſſe nicht vor⸗ 
liegen. (Die Kommiſſion hat bekanntlich die Vorlage der Regierung 
nur im Einzelnen mit verſchiedenen Majoritäten genehmigt, im Ganzen 
aber abgelehnt.) Der Diskuſſion kann alſo formell nur dieſe Vorlage 
zu Grunde gelegt werden. . . f 

Art. 1 derſelben lautet: „Die Artikel 2, 3 und 4 im Geſetz vom 
14. Juli 1880 treten mit der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes 
wieder in Kraft.“ Die Konſervativen (von Rauchhaupt und Genoſſen) 
beantragen die Einſchaltung: ... . „auf die Zeit bis zum 1 
April 1883 wieder in Kraft.“ 8 

8 anassogenen Artikel des Juligeſetzes lauten: 

kt. 2. 

oder gegen deſſen Biſchof durch gerichtliches Urtyeil auf Unfähigkeit 
zur Bekleidung des Amts erkannt worden iſt. kann die Ausübung 
biſchöflicher Rechte und Verrichtungen in Gemäßheit des § 1 im Geſetz 
vom 20. Mai 1874 demjenigen, welcher den ihm ertheilten kirchlichen 
Auftrag dartbut, auch ohne die im § 2 vorgeſchriebene eidliche Verpflich⸗ 
tung durch Beſchluß des Staatsminiſteriums geſtattet werden. 

In gleicher Weiſe kann von dem Nachweiſe der nach § 2 exforder⸗ 
lichen perſönlichen Eigenſchaften, mit Ausnahme des Erforderniſſes der 
deulſchen 5 dispenſirt werden. 

Art. 3. Die Einleitung einer kommiſſariſchen Vermögens⸗Ver⸗ 
waltung in den Fällen des Art. 2 dieſes Geſetzes findet nur mit Er⸗ 
mächtigung des Staatsminiſteriums ſtatt. Daſſelbe iſt auch ermäch⸗ 
i =. eingeleitete kommiſſariſche Vermögensverwaltung wieder auf⸗ 
zuheben. 

Art. 4. Die Wiederaufnahme eingeſtellter Staatsleiſtungen kann, 
abgeſehen von dem Falle des § 2 des Geieges vom 22. April 1875 für 
den Umfang eines Sprengels durch Beſchluß des Staatsminiſterlums 
e * ſich 21 Red A 

um Wort melden ſi ner gegen Art, 1 der Vorlage, für 
denselben die Abgg. Windthorſt und v. Hammerſtein. 0 

Abg. v. Cuny: Der Antrag v. Rauchhaupt hat das entſcheidende 
Wort in dieſen Verhandlungen über die Kirchenvorlage geſprochen. Er 
iſt ein Kompromiß zwiſchen Zentrum, den Polen und den Konſer⸗ 
vativen. Die eigentliche Entſcheidung hat bei den Polen gelegen, da 
das Zentrum und die Konſervativen nicht die numeriſche Niebrbeit 
bilden würden. (Unruhe.) Ich konſtatire vor dem Lande, daß durch die 
uſtimmung der Polen dieſer Antrag durchdringen wird. Wird die 
egierung aus dieſen Händen die Vorlage annehmen? (Bewegung.) 
er wichtigſte Artikel iſt für uns nicht der Art. 1, ſondern der Aut. 2, 
der Biſchofsparagraph, der, wenn er angenommen würde, nach 
unſerer Ueberzeugung Land ſchwer ſchädigen würde. Ich wieder⸗ 
hole daher im Namen der nationalliberalen Partei, was unſer ver⸗ 
ehrter Führer v. igſen vor zwei Jahren lernen: Artikel 2 
iſt für uns in jeder Form unannehmbar. Die Perfonenfrage ift für 
uns nebenſächlich. mag dieſer Biſchof Melchers, Blume oder Brink⸗ 
mann heiten; von dem Herrn Grafen Ledochowsli ſoreche ich nicht, 
denn die Polen wiſſen jo gut wie ich, daß wenn der Biſchofsparagraph 
auch angenommen werden ſollte, er nach Poſen⸗Gneſen nicht zurück⸗ 
kehren wird. (Rufe im Zentrum: warum nicht? abwarten!) Durch 
dieſen Paragraphen würde die Autorität des Staates geſchädigt 
werden, das gebe ich den Konſervatinen zu bedenken, welche früher 
für den Grundſatz der Erhaltung der Staatsautorſtät eintraten. Be⸗ 
kennen Sie ſich noch immer zu dieſem Grundſatz! Bedenken Sie die 
Verantwortlichkeit, welche Sie mit der Annahme dieſes Antrages über: 
nehmen! Wir wollen den Frieden mit der katholiſchen Kirche um 
dieſen Preis nicht erkaufen. Wenn er in früherer Zeit auf dieſem 
Wege erkämpft wurde, ſo hat ſich das bitter gerächt und wurde nur 
eine Quelle bitterer Kämpfe. Der ſog. Kulturkampf it nur dadurch 


cheinende Blatt 
en 4½ Mark, für ganz Deutſchland 5 Markt 45 Pf. 
0 + eſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten deut⸗ 
ſchen Reiches an. 


Ir einem katholiſchen Bistbum, deſſen Stuhl erledigt, 


hervorgerufen, daß der Staat 1848 und in den folgenden Jahren auf 
weſentliche Rechte verzichtete. (Widerſpruch im Zentrum.) Der Kultus⸗ 
miniſter hat ſelbſt bedauert, daß die Entwicklung vor 1848 abgeriſſen 
worden iſt. Wird denn die Vorlage wirklich den Frieden bringen? 
Guſtimmung und Widerſpruch.) Sie wird nicht einmal für die nächite 
Zukunft befriedigen. Ein wirklicher modus vivendi — denn einen 
wirklichen Frieden werden wir mit der katholiſchen Kirche nie haben — 
wird nur möglich ſein auf dem Wege, den der jetzige Papſt vor zwei 
Jahren in ſeinem Schreiben an Melchers betreten. (Abg. Windt⸗ 
bor ſt: wer hat ihn verlaſſen? Abg. Bachem: unanſtändig!) Herr 
Bachem wirft mir vor, ich hätte mich unanſtändig ausgedrückt, ich appellire 
deshalb an das Urtheil des Präſidenten und des Hauſes. (Präſident 
v. Köller hat dieſen Zwiſchenruf nicht gehört, ſonſt würde er ihn als 
unparlamentariſch bezeichnet haben.) Zu ſeinem tolerari posse, von dem er 
ſeitdem abgewichen, mußte der Papſt im Intereſſe des Friedens zurück⸗ 
kehren. Ich bedauere es 7850 daß die Regierung nach Wiederaufnahme 
der Verhandlungen mit Rom uns nicht mitthellt, ob in irgendwelcher 
Weiſe der Papſt entgegenkommen will, wie vor zwei ahren. Gerade 
die Anzeigepflicht der Geiſtlichen bildete den Ausgang des heftigen 
Widerſtandes der Biſchöfe, des Zentrums und feiner Organe. Wenn 
nun der Papſt erklärt, daß dieſer Pflicht genügt werden könnte ohne 
Verſtoß gegen das Gewiſſen, dann tragen die Verantwortlichkeit an 
der Fortdauer des jetzigen unheilvollen Zuſtandes Dieſenigen, welche dieſer 
Pflicht nicht genügen, nicht wir. Dieſe Pflicht beſtand übrigens früher, 
wie auch jetzt in Frankreich, bei uns in viel ausgedehnterem Maße. 
Der Art. 1 ſelbſt iſt nicht erheblich. Da vorausſichtlich die erledigten 
Biſchofsſtühle definitiv beſetzt werden werden, ſo wird von der Be⸗ 
fugniß, Bisthums vertreter zu ernennen, wohl kaum in erheblichem 
Maße Gebrauch gemacht werden. Ich wiederhole: für uns liegt der 
Schwerpunkt des Geſetzes in Art. 2, der für uns unannehmbar it, 
ſowie jedes Geſetz, in welchem ſich eine ſolche Beſtimmung befindet. 
(Beifall links.) . { 
Abg. Windthorſt: Die Erregung des Vorredners begreife 
ich vollkommen. Er hat das Gefühl, Thatſachen gegenüber zu ſtehen, 
welche ihm beweiſen, daß die Herrſchaft ſeiner Partei im Schwinden 
begriffen iſt und in ſeinem Aerger bemängelt er den Vorſchlag der 
Konſervativen als das Ergesniß einer Koalition zwiſchen Konſer⸗ 
vativen, Zentrum und Polen und beſonders deshalb, weil bei ihr 
eigentlich die Polen die e An ſich iſt ja bei einer 
Koalition jeder Einzelne der Entſcheidende; wäre aber dieſer Einzelne 
ein Pole, ſo würde ich den Polen Glück wünſchen, daß ſie einen 
ſolchen Einfluß im Staate haben und dadurch vor Allem beweiſen, 
wie ſehr ihnen das Intereſſe des preußiſchen Stagtes am Herzen liegt. 
(Heiterfeit.) „Herrn v. Cuny wäre gewiß eine Koalition von konſervativ⸗ 
liberal⸗Cuny 'ſcher Fier viel angenehmer geweſen, es mögen auch 
allerhand 5 — in Dielen. rede ren jein, Her Ale Altar, 
erade weil Herr von Cuny dabei betheiligt war. Wir Alle find Jeder 
Wenn Vertreter des ganzen Gee und ſollten ie 
büten, ein ſolches Gewicht auf die Parteiverhältniie zu legen, da doch 
jede Partei genau daſſelbe verfolgt, wie Herr v Gn mit ſeinen 
Freunden, nur mit einer anderen Anffaſſung; welche Auffaſſung aber 
prävalirt, das bezeichnet die Majorität, und der Erfolg ſelbſt liegt in 
den Gründen. Die letzteren find aber auf unſerer Seite beſſere, als 
die vom Vorredner vorgebrachten. Er meint, die kirchenpolitiſchen 
Verwirrungen ſeien dadurch entſtanden, daß die Entwickelung der 
preußiſchen Geſetzgebung im Jahre 1848 unterbrochen worden ſei. 
Dieſe Unterbrechung trat nicht ein als Folge liberaler oder nicht libe⸗ 
raler Anſchauungen, ſondern der Umſchaffung der abſoluten Monarchie 
in eine konſtitutionelle, womit die Nothwendigkeit verbunden war, alle 
wichtigen Verhältnisse klarzuſtellen, und dies geſchah von unſerer Seite 
bezüglich der kirchlichen Verhältniſſe nicht aus Oppoſition gegen die 
Monarchie, ſondern gegen den Liberalismus. Hätte denn der Kultur⸗ 
kampf entſtehen können unter der abſoluten Monarchie? (Unruhe.) 
Gerade Ihre Kurzſichtigkeit (links) vereitelte die Möglichkeit feſter 
konſtitutioneller Baſen, indem die uns gewährten Garan⸗ 


tien beſeitigten, und rief unſere Sehnſucht nach einer 
Staatsform wach, die größere Garantien bot. Der Kul⸗ 
turkampf war weſentlich und klar lediglich das Werk 


liberal ſich nennender Ideen, nicht des wahren, ſondern des Pſeudo⸗ 
liberalismus, wie er beſonders durch Herrn von Cuny vertreten wird, 
und hat eine . e and dent welche viel bedenklicher iſt, 
als die von 1848. Der Zuſtand don 1848 war vom Könige und dem 
Lande ſanktionirt und etablirte ein friedliches e dem 
allein die Kraft zu der ſpäteren Entwickelung preußiſchen Staates 
zu verdanken iſt. Sie ſollten doch nicht ſo verächtlich von der Aera 
ſprechen, welche datirt von dem Regierungsantritt des glorreichen 
Nönigs Friedrich Wilhelm IV. Nun ſagen Sie, es ſei bedenklich, daß 
die Herren von der konſervativen Partei ſolche Anträge ſtellen, nament⸗ 
lich den Biſchofs⸗Paragraphen beantragen, welcher die Autorität der 
Regierung oder des Stgates verletze. Glaubt Herr von Cuny, daß 
Seine Majeftät der Kaiſer die Genehmigung zur Vorlage gegeben 
haben würde, wenn in dem Biſchofsparagraphen die Möglichkeit irgend 
welcher Verletzung ſeiner Autorität enthalten wäre? Dieſer Paragraph 
iſt ja nicht von den Konſervativen, ſondern von der Regierung aus⸗ 
gegangen, und wir haben es ſehr zu beklagen, daß die Konſervativen 
ihn im Jahre 1880 aufgaben, um die Gunſt der Nationalliberalen zu 
erwerben. Ich freue mich, pen! die, Konſervativen jetzt anderer 
Meinung geworden ſind. Im Uebrigen mögen ſie ſich gegen die 
wider ‚fie erhobenen Angriffe jelbit 1 ich Habe gar ‚feine 
Veranlaſſung, eine Lobrede auf fie zu halten. Sie laſſen ſehr viel 
zu wünſchen übrig, ſie haben alle unſere Anträge bezüglich der Nor⸗ 
mirung des Eides. der Aufhebung des Sperrgeſetzes und der Ver⸗ 
waltung der Diözeſen und was nicht ſonſt Alles abgelehnt, und 
was für böſe Reden haben fie nicht gehalten! (Heiterkeit) Soll 
ich Ihnen das Geheimniß dez Beitritts der Konſervativen ſagen? 
Sie haben eben begriffen, daß Sie für die evangeliſche Kirche einen 
koſtbaren Gewinn erlangen würden, nämlich das Kultur⸗Examen los 
u werden. Glauben Sie nur nicht, daß wir bei dieſen Herren katho⸗ 
liſche Sympathien entdecken, aber es dämmert bei ihnen das Gefühl 
für Gerechtigkeit. (Feiterkeit.) Was den Biſchofsparagraphen betrifft, 
der die Würde des Staates verletzen ſoll, ſo wird die Bemerkung des 
Vorredners über den Prälaten Ledochowski ihn nicht rühren, er iſt für 
die Pfeile des Herrn von Cuny unnahbar. (Unruhe links.) Der Pa⸗ 
ragraph ſelbſt aber ſoll nur den ganz unnötiger Weiſe hineingewor⸗ 
fenen Zweifel an dem Umfang des Begnadigungsrechts des Monarchen 
beſeitigen; für mich iſt es noch heute abiolut gewiß, daß dem Monar⸗ 
chen auch ohne den 8 2 vollſtändig das Recht zuſteht, das hier aus⸗ 
geſprochen iſt. Es war eine übertriebene Aengſtlichkeit, daß die Negie- 
rung etwas begehrte, was ſie ſchon hatte, und um dieſe Zweifel zu 


beſeitigen, wird dieſer Paragraph votirt. Damit iſt aber eine pral⸗ 
tiſche Folge noch gar nicht verbunden, denn es hängt rein von der 


verkennen, 


5 l aragraphen 
ein Stück diskretionärer Gewalt 1 


ies be⸗ 


om entgegenkommen, 
t? Was ıft jeit dem 
| N Theile der Liberalen zu 
iſchen Kurie an Entgegenkommen geleiftet ? 
unkt der Kurie liegt ja auch in der Rede 


ch zu beſinnen. Preußen das 
ten gewährt hat, werden wir 


Skuſſion ter 
führung der Auf 
hungen waren 
en Gebiet ſtellte 
En an, und eine 

on ? 
meine künftigen Operationen ſehr fruchtbare Anregung. Mon vergibt 
im Laufe der Zeit die Schärfe dieſer Berathungen aber türe ewinn 
möchte ich mir nicht verkümmern laſſen. Der Vorredner ſagt, habe 
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verſucht, hier einen Gegenſatz 


eine Härte, wie Abg. Götting ſelbſt jagt, 
benutzt werden kann, um einen Gegner zu drücken, ſondern ob ſie ſich 
nicht beſeitigen läßt, gerade weil ft i 

nach dem Zweck einer Verlängerung des Geſetzes auf ein Jahr ant⸗ 


Tod einen der 
Lebensalter 


daß 


des Sperrgeſetzes eintreten kann. Ich kann 


— tere Regelungen vornehmen können. 


‘x —— Neigung, ſich auf den Boden des Art. 1 zu ſtellen: warum Rom 


N men, was die Kurie gethan, was hat ſie verdient, 
um ihr dieſen Artikel au bringen? Die Motive und meine Ausfüh⸗ 
zungen in der erſten Leſung geben darauf die Antwort. Das iſt der 
Standpunkt der Staatsregierung nicht. Sie hat nur zwei Geſichts⸗ 
unkte: den Vortheil des Staates und die Intereſſen der katholiſchen 
evölkerung. Mit dieſem ſehr bequemen Prinzip: do, ut des, wenn 


Du nichts khuft, thue ich auch nichts, du mußt anfangen, kommen wir 

nicht weiter, und jedenfalls haben unter dieſem Standpunkt, den die 

> Bienerung seit geraumer Zeit eingenommen i 
unſere 


0 men hat, diejenigen, denen wir 
Liebe zuwenden, unſere fatholifchen Mitbürger gelitten. Es 
kommt darauf an, die Grenze feſtzuſetzen, damit man nicht in einer 
falſchen Friedensliebe und im Friedenstaumel die feften Grenzen über⸗ 
Re ſondern ſein . Nachdenken und ſeinen kalten Kopf behält. 

r andere Geſichtspunkt iſt die Stellung der Regierung und es wurde 
enſatz zwiſchen mir und meinem Amtsvorgänger 
fonftruiren. Nun will ich Ihnen gern zugeben, daß ich in meinem 

rzen natürlich auch ein Ideal habe, das ich als unverrückbare Grund⸗ 
inie e er aber daß es nothwendig ſei, bei jedem einzelnen Fall 
mit dieſer Grundlinie herauszurücken, das iſt unmöglich und werden Sie 


mir nachfühlen, wenn Sie an die Kommiſſion denken; Sie ſehen es ja 


aus den Berichten und der Art der Abſtim mung; der einfach ableh⸗ 
nende Standpunkt des Abgeordneten Götting hat doch auch vielfach 
innerhalb ſeiner Fraktion leine Zuſtimmung gefunden. Es liegt darin 


kein Vorwurf, ſondern es iſt eine Thatſache, mit der man rechnen muß. 


Die Wichtigkeit der nationalen Vorbildung der Geiſtlichen beſtreite ich 


nicht, und wir werden dieſe Frage noch eingebend diskutiren. Beſteht 


ſo frage ich nicht, wie ſie 


e eine Härte iſt? Auf die Frage 


worten die Thatſachen. Wie war es im Juli 1880 und wie jetzt? 
Es iſt eine ungeheure Veränderung unter der katholiſchen Bevölkerung 
eingetreten, und die Stellung der Regierung zu den Organen der 
katholiſchen Bevölkerung iſt unendlich wärmer und wohlthuender ge⸗ 
worden. Bei dieſer Stellung wäre es unbegreiflich, wenn die Regie⸗ 
zung nicht verſuchte auf dem Wege fortzuſchreiten, der eine weitere 


Erörterung wichtiger En ermöglicht. Den allgemeinen Ausgangs⸗ 


punkt der Angriffe des Herrn von Cuny gegen Artikel 1 bildet die 
Erwägung, daß die drei Artikel der Novelle von 1880 nicht mehr recht 
praktiſch ſeien. Aber über das Maß des Praktiſchwerdens und des 
raktiſchwerdenkönnens kann man verſchiedener Auffaſſung ſein, aber 
warum der Regierung, ſelbſt wenn ſie im Laufe des nächſten Jahres 
nicht in die Lage käme, von der Fakultät Gebrauch zu machen, die 
Möglichkeit dazu verſagen? Ein Schaden iſt aus der Anwendung der 
drei Artikel nicht entſtanden, wohl aber liegt die Möglichkeit eines 
Vortheils klar auf der Hand. Wir find zu dem erfreulichen Zuſtand 
gelangt, daß wir außer den drei älteren bisher beſetzten Bisthüwern 
noch fünf neue beſetzt haben oder in ihrer Y’efegung begriffen find. 
Den Geſchicken iſt nicht vorzugreifen: in dieſem Augenblick hat der 
erren abberufen und es giebt Herren, deren 
das 70. und 80. Jahr überſchreitet. Wenn aus 
ſolchem Anlaß die Möglichkeit eines Konfliktsfalles in der ganzen 
a en konſtruirt wird ſo hat das etwas Unangenehmes, 
rtes. Es gilt das namentlich auch von der Leiſtung der Bisthums⸗ 
verweſer. Sie werden es alſo der Regierung nicht verargen können, 
daß fie überalb nur ſoweit ihre Anträge an Sie herangebracht hat, als 
fie ſich in einem von Ihnen bereits anerkannten Rahmen und auf 
einem möglichft ausgetretenen Wege bewegt. Art. 2 iſt ja auch vom 
Abg. v. Cuny als relativ praktiſch anerkannt worden, er hat Bedenken 
namentlich wegen des Art. 3, wegen der Einleitung kommiflarticher 
Vermögensverwaltung. Das iſt doch aber auch ſehr praktiſch. Art. 6 des 


8 us vom 20. Mai 1874 fängt allerdings damit an, den Fall zu 


en, wo ein Biſchof durch den Gerichtshof abgeſetzt iſt. An 


dieſen 8 6 pflegen ſich die Herren gern zu halten, wenn ſie Über Art. 3 
der Novelle von 188) ſprechen. Aber wenn Sie auch auf Art. 7 und 
8, auf die Fälle der einfachen, naturgemäßen Erledigung achten — und 
auch dieſe fallen unter das Geſetz — ſo werden Sie zugeben, daß es 
unter Umſtänden nothwendig ſein muß eine kommiſſariſche Verwaltung 


eintreten zu laſſen. Nun glaube ich nach wie vor, daß es er⸗ 


l und richtig iſt, daß der Zwang, der dem Kultusminiſter 
dur 
durch die letzte Novelle erhält. 


das Geſetz 1874 widerfährt, eine Milderung 
Aehnlich verhält es ſich mit der 
Außerkraftſetzung des Geſetzes vom 22. April 1975. Es ift ja richtig, 
in allen den Diözeſen, welche durch Bisthumsverweſer 
beziehungsweiſe durch Biſchöfe wieder eine ordentliche Verwaltung 
er 


alten haben, das Sperrgeſetz kraft weſetzes aufgehoben iſt. Aber 


von 


darüber hinaus giebt es eben Fälle, wo dieſes „kraft des Geſetzes aus 


dem Amt Scheiden“ in der That ſchwierig iſt. Wenn auch die Regierung 
bisher nur in der Lage war in einem Fall, in Glatz, die Sperre auf⸗ 
ubeben, ohne daß ganz genau dieſelben Fälle vorliegen, wie bei der 
Beſehung der erledigten Bisthümer, fo hat das doch die weſentlich 
praktiſche Folge, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen die Aufhebung 
8 hnen nicht verſprechen, 
daß das faktiſch eintreten wird, aber Sie werden eins zugeben: es 
kann werden. Ich komme nun zum Antrag Rauchhaupt. Ich kann 
einräumen, daß die diskretionären Gewalten nach der ganzen Kon⸗ 
ſtruktion berufen find, den Boden zu ebnen, auf dem wir ſodann wei⸗ 
\ Der Abgeordnete Windthorſt 
hat das ganz richtig angeführt, daß wir von einer Stufe auf die 


tzten andere ſteigen werden, um auf den Standpunkt zu gelangen, den 
zuche wir ſelbſt als den angemeſſenen erachten (Bewegung links), und 


zen o. 


mt 
ol 
u 


abhängig n 


den Sie ia auch Ihrerſeits anerkennen, mögen Sie ihn als Frieden 
oder als modus vivendi bezeichnen, der ſich jedenfalls in Etwas 
von dem gegenwärtigen Zuſtand unterſcheidet. Von dieſem Geſichts⸗ 
punkt aus kann man ja ſagen, daß hier in der Art der Fakultät 
ſelbſt eine gewiſſe Selbſtbeſchränkung in Bezug auf die Zeit liegt. 

ber das möcht ich doch anerkennen, daß eine Beſchränkung auf 
ein Jahr, wie ſie hier vorgeſchlagen wird, ſchwerlich genügen 
wird; mindeſtens würde es von Umſtänden abhängen, deren Herbei⸗ 
führung von der Entſchließung und Macht der Regierung allein nicht 
Ich würde es alfo für das Richtige halten, daß die 


erren in Anbetracht dieſer Umſtände ſich dazu beſtimmen laſſen, eine 


8 ſehr erheblich weitere Friſt zu gewähren: denn ich betrachte dieſe Be⸗ 


Ka kampf geſchlagenen Wunden, zur 


mung nicht als Selbſtz weck, ſondern als ein eminentes Mittel; 


und alle Jahre dieſe Sache wieder in die Diskuſſion ziehen zu müſſen, 


hat feine ernſten Bedenken, und ich kann daher nur bitten, daß Sie die 
von dem Herrn Abg. Rauchhaupt vorgeſchlagene Friſt ablehnen oder 


mindeſtens um ein Erhebliches verlängern, im Uebrigen aber dem Art. 1 
der Negierungsvorlage zuſtimmen. 


Abg. v. Hammerſtein: Bei Vorlegung des Sommergeſetzes 
von 1880 haben wir ſtets betont, daß der mit demſelben betretene Weg 
ur Herbeiführung eines dauernden Friedens nicht geeignet iſt, daß 
erſelbe vielmehr nur durch eine organiſche Reviſton der Mai: 
eſetzgebung erreicht werden kann. Zur Herſtellung eines that⸗ 
fechüchen eilung der durch den Kultur⸗ 
\ iederherſtellung einer geordneten 
Dibzeſanverwaltung waren wir indeſſen bereit, die diskretionären Ge⸗ 


Friedenszuſtandes, zur 


8 walten zu adoptiren. Ohne Rückſſcht auf ge Bundesgenoſſenſchaft 
waren wir damals bemüht, dieſelben der 


egierung zur Verfügung 


Da das Zentrum ſich ablehnend verhielt, ſo brachten 


zu ſteklen. 


wir mit Hilſe der Nationalliberalen ein Geſetz zu Stande. das. 


wie allſeitig anerkannt wurde, einen weſentlichen Schritt auf der 

des Friedens darſtellte. In demſelben Sinne ſind wir an die 
diesjährigen Vorſchläge der auf Bund herangetreten. Auch diesmal 
ſuchten wir, ohne Rückſicht auf Bundesgenoſſenſchaft, möglichſt viel 
dem Frieden Nützliches zu Stande zu bringen. Im Gegenſatz zu den 
Nationallibevalen erwies ſich zu unſerer Ueberraſchung und Freude das 
Zentrum als geneigt, poſitiv mitzuwirken. Wir haben einfach erwogen: 


U 


‚auf uns nehmen. (Sehr gut!) Ihre Haltun 


9 


mit wem erreichen wir das Meiſte? und entſchloſſen uns, den Boden 
zu betreten, der in dem Antrage vor Ihnen liegt. Wir bedauern, daß 
wir feine Kombination‘ der Parteien finden konnten, um das Geſetz 
auch mit den Artikeln 4 und 5 zu Stande zu bringen. Wir haben 
aber definitiv darauf verzichtet und ſtehen nur noch auf dem Boden 
unſerer Anträge. Mit Freuden begrüße ich die Thatſache, daß das 
Zen zum erſten Male an einer Geſetzgebung mitwirken will, die 
beſtimmt iſt, die Härten der Kulturkampfgeſetzgebung zu mildern. Der 
Frieden iſt nur unter Zuſtimmung beider ſtreitenden Theile möglich. 
Das iſt die politiſche Bedeutung des Kompromiſſes. Die ganze Ge⸗ 
ſchichte der Kulturkampfgeſetz gebung wird keinen ſo bedeutungsvollen 
Akt aufweiſen, wie die Annahme dieſes Geſetzes mit Hilfe des 
Zentrums. (Sehr wahr! rechts. Rufe bei den Freikonſervativen: 
leider!) Sie wollen eben keinen von (Oho! bei den Freikonſer⸗ 
vativen.) Ich ſchließe mit der Bitte, unſere Anträge anzunehmen. 
(Beifall rechts.) n j 

Abg. v. Zedlitz: Mit dem Kultusmmiſter halte auch ich die 
einjährige Friſt für nicht empfehlenswerth. Im Uebrigen ſcheint mir 
das charakteriſtiſche Merkmal der kirchenpolitiſchen Situgtion in einer 
weſentlichen Verſchiebung des Standpunktes der Parteien zu beſtehen. 
Die Stellung der Herren rechts war bei der erſten Leſung eine weſent⸗ 
lich andere als heute. Von den Herren links hat Hr. Rickert noch 
1880 mit großer Wärme den Standpunkt ſeiner Freunde dargelegt. 
während fie in der Kommiſſton ihre Bereitwilligkeit erklärt haben, auf 
eine Reviſton der Maigeſetzgebung einzugehen. Kaleidoſkopiſch haben 
ſich die Anſichten der Fortſchrittspartei geändert. Zuerſt erſchien der 
ſchöne Artikel in der fortichrittliten Korreſpondenz, daß die freie 
Konkurrenz die Löſung für die Wirren finden müſſe. (Abg. Richter: 
Wo?) Nun, in Ihrer Pariſtus'ſchen Korreſpondenz! (Abg. Richter: 
Vorleſen!) Sie können doch nicht verlangen, daß ich immer einen 
Wagen voll Material mit mir herumführe! (Abg. Richter: Dann 
dürfen Sie das auch nicht behaupten! Es iſt einfach nicht wahr! 
Große Heiterkeit.) Der Artikel ſtand auch in der „Nationalzeitung“, 
die ihn als einen harmioſen Vorſchlag bezeichnete. In der Kommiſſion 
waren Sie unter der Vorausſetzung zur Genehmigung diefer Geſetz⸗ 
gebung geneigt, daß durch dieſelbe der kirchliche Friede wirklich herbei⸗ 
geführt würde. Dann haben Sie dieſe Vorausſetzung wieder fallen 
laſſen. Sie (vom Zentrum) wirken, wenn Sie die kon ſervativen An⸗ 
träge annehmen, einmal an einer poſitiven Geſetzgebung auf dem 
Boden der Maigeſetze mit, andererſeits billigen Sie dadurch das Syſtem 
der diskretionären Vollmachten. Windthorſt hat dieſe Thatſachen ver⸗ 
gebens zu entkräften geſucht. Ueber die diskretionären Vollmachten 
haben Sie ſich diesmal mit dem Hinweiſe darauf hinweggeſetzt, daß 
dieſelben ſich 1880 in einer unangenehmen ſachlichen Kombination be⸗ 
funden hätten, was übrigens damals gar nicht einmal der Fall war. 
Auch bei Ihnen zeigt ſich demnach bedenkliches Schwanken. Wir 
werden demgegenüber an dem Grundſatze feſthalten, daß der Staat der 
katholiſchen Kirche gegenüber ſeine Autorität wahren muß. Nach 
Kanoſſa gehen wir nicht! ra Gelächter im Zentrum.) 

Abg. v. Rauchhaupt: Meine Vergangenheit beweiſt, daß ich 
an alle Fragen nur mit der äußerſten Mäßigung und Rube berantrete, 
ich habe daher von liberaler Seite am Allerwenigſten den Vorwurf 
verdient, mit den Polen preußiſche Politik zu treiben. Vor Allem 
muß der Kulturkampf beſeitigt werden, wenn wir geſunden ſollen. 
Wer das nicht einſieht, versteht die Zeichen der Zeit nicht. Bedauerlich 
iſt, daß die Freikonſervativen ſich von ihrem bisherigen Standpunkte 
nicht losringen können. Nach Herrn v. Kardorff's Rede im Reichstag 
athmete die konſervative Partei im Lande auf. Durch die Haltung 
der Freikonſervativen hier im Hauſe ſind wir ſchwer enttäuſcht worden. 
Sie haben uns ihre Mitwirkung zu §4 verſagt, Sie ſind nicht einmal 
auf den Boden der Regierung getreten; Sie haben ſich hinter alle 
möglichen kleinlichen Amendements zurückgezogen. (Sehr wahr ) Herr 
v. Kardorff — Sie alle ſind ja nur ſeine Epigonen (Große Heiterkeit) 
— jaste damals, es hätte nur noch gefehlt, daß Herr Dr. Falk 
hätte, ich bins auch nicht geweſen. (Sehr gut!) Herr v. 
ruft mir zu, die „Poſt“ hätte ihn desavouirt; ich will voll⸗ 
ſtändig glauben, daß der Verfaſſer des Artikels derſelbe ift, der 
mir das zuruft. (Heiterkeit.) Herr von Kardorff hat offen erklärt. 
die großen Fragen, die uns gegenwärtig bewegen, ſind nur zu 
löſen in Gemeinſchaft mit der Partei, gegen die wir früher den 
Kulturkampf führten, die ſchwere Verantwortung dafür fällt auf die 
Nationalliberalen, welche ſich den Wirthſchaftsplänen des Fürſten 
Bismarck nicht haben anſchließen wollen. Er hat weiter bekannt, daß 
die freitonſervative Partei von irrigen Vorausſetzungen bei der Mai⸗ 
geſetzgebung ausgegangen ſei (Hört), daß dieſe Härten und Fehler 
enthalten, welche beſeitigt werden müſſen, wie die Amovirung von 
Geiſtlichen, das Kulturexamen, der kirchliche Gerichtshof. Wir thun 
nichts weiter, als daß wir dies Programm Ihres dereinſtigen Führers 
2 ung iſt mir völlig unerklär⸗ 
lich. Man kann ja für die Zukunft und mit Rückſicht auf die Wahlen 
gewiſſe Ziele verfolgen (Heiterkeit links), man kann ja eine ſolche Frage 
ſchließlich als Frage der Wahltaktik bebendeln, aber Sie täuſchen ſich 
poſitiv über die Stimmung des Volkes. Es will Frieden mit dem 
katholiſchen Volke und den katholiſchen Unterthanen, in einer Form, 
die dem Staate nichts vergiebt. Dies geſchieht in dieſem Geſetze auch 
keineswegs. Ich bin feſt davon überzeugt, wenn der Friede wieder her⸗ 
geſtellt iſt, dann werden auch unſere katholiſchen Mitbürger ebenſo wie 
wir an dem Wohlergehen und dem Aufbau des Staates arbeiten, wie 
bisher. (Lebhafter Beifall rechts und im Zentrum, Ziſchen links) 

Abg. v. Eynern: Es wäre ſehr erwünſcht, von der Regierung 
u erfahren, wie ſie ſich zu der Streichung der Artikel 4 und 5 ſtellt. 

ch habe 1880 für Artikel 1 geſtimmt, weil ich damit einen Verſuch 
zum Frieden machen wollte. Nachdem dieſer Verſuch geſcheitert und 
die Kurie uns in keiner Weiſe entgegengekommen, ſtimme ich gegen 
denſelben. Was den Artikel 2 betrifft, ſo hatte ich den damaligen 
Kultusminiſter gefragt, ob die Regierung beabſichtige, dieſen 
Artikel wieder einzubringen; wenn das der Fall ſei, ſo 
müßte ein großer Theil meiner Partei gegen die ganze 
Vorlage ſtimmen. Er hat erklärt. daß er angeſichts der Stellung des 
Zentrums ſich zehn, zwanzig Mal beſinnen würde, ihn wieder einzu⸗ 
bringen. Die Stellung des Zentrums und der Kurie iſt dieſelbe. Wir 
wiſſen nicht, was Herr v. Schlöser in Rom thut. (Heiterfeit.) Das 
Zentrum wird immer begeyrlicher: katholiſcher Kultusminiſter, Rücklehr 
der Biſchöfe. Haben Sie (rechts) nicht an das Dombaufeſt gedacht, 
die würdige D Ihrer Freunde aus dem Zentrum? Haben 
Sie denſelben nicht eine Strafe auferlegt? (Widerſpruch rechts, Heiter⸗ 
keit im Zentrum) Windthorſt hat einmal geiagt, der Kulturkampf 
datire vom Schlachtſelde von Köninprüb. Die „Civiltà cattolica“, das 
offizielle Organ der Kurie (Abg. Windthorſt: iſt nicht wahr! ſchrieb, 
der Kampf werde in Preußen fortdauern, ſo lange Preußen beſtehe, 
denn es ſtehe in direktem Gegenſatz zur katholiſchen Kirche, mit 
Preußen ſtehe und falle der Kampf gegen die Kirche. Meine Herren! 
Wir wollen in unſere unveräußerlichen Rechte durch die Annabme 
dieſes Antrages keine Breſche legen. Ich ſchließe mit den Worten 
unſeres großen Staatsmannes: „wir thun unſere Pflicht, indem wir 
die Geiſtesfreiheit der deutſchen Nation gegen die Ränke des römi 
ſchen Jeſuitenordens und des Papſtes vertreten, das thun wir mit 
— — 8 ar und Vaterland! (Beifall links, Ziſchen im Zentrum 
und rechts. 

Miniſter v Puttkamer: Der Abgeordnete v. Eynern bat einen 
Theil ſeiner mit ſo hohen ſtaatsmänniſchen Geſichtspunkten durchſetzten 
Rede (Heiterkeit) meiner geringen Perſon und der Stellung gewidmet, 
welche ich in meiner Amtsfunktion als Kultusminiſter im Sabre 1880 
zur Biſchofsfrage eingenommen. Er war fo vorfichtig, ſich den Ausdruck 
des Abg. Rickert nicht anzueignen; hätte er es gethan, ſo würde eine 
gebührende Antwort nicht gefehlt haben. In den Worten des Herrn 
von Eynern liegt aber doch der Vorwurf der Illopalität verſteckt, den 
ich nicht uner laſſen kann. Ich habe auf die damalige Anfrage 
des Herrn v. Eynern geantwortet, ſein Verlangen ſei ohne Vorgang 


eſagt 
et 


in der parlamentariſchen Geſchichte. Im Schoße der Staatsregierun 

habe bisher keinerlei Haig Ven senile oder amtlicher Ir Ratte 
efunden, ob die Wiedereinbringung des Biſchofsparagraphen möglich 
ei. Mit Rückſicht auf die kurze Dauer des Geſetzes ſei auch dieſe 
Erwägung und die aus ihr geſchöpfte Anfrage des Herrn v. Eynern 
gegenſtandslos Auf die weitere Frage des Abg. Rickert habe ich 
dann hinzugefügt, ich glaubte nicht bereitigf zu fein, eine Erklarung 
abzugeben, welche die Staatsregierung für alle Zukunft in ihren Ent⸗ 
ſchlüſſen bindet. Ob ein folder Beſchluß im Schoße der Regierung 
in der nächſten Zeit reifen könnte, wie Herr v. Eynern glaubt, 
hielte ich von meinem perſönlichen Standpunkte für unmöglich. Ich 
babe alſo damals vom ſtaats rechtlichen Standpunkte es abgelehnt, die 
Regierung über beſtimmte volitiſche Fragen für alle Zeit verſönlich 
feſtzunageln. Korrekter hätte ich nicht handeln können, ich habe aller⸗ 
dings von meinem perſönlichen Standpunkte hinzugefügt, daß ich die 
Vorlegung des Biſchofsparagraphen mit Rückſicht auf die tung 
des e nicht für möglich hielte. A habe den Biſchofs⸗ 
paragraphen damals im Schweiße meines Angeſichts mutbig ver⸗ 
theidigt, ich habe mit berfelben Entſchiedenzeit dafür plaidirk, daß 
er in dieſes Geſetz hineinkäme. Ich ſchäme mich deſſen in keiner 
Weiſe und werde mit voller Ruhe als Mitglied des Hauſes für den 
e ſtimmen. (Lebhafter Beifall im Zentrum 
und rechts. 

Artikel 1 wird darauf nach dem Vorſchlage der Konſervativen 
Auge Artitek 2 lautet nach der Vorlage: „Einem Biſch 

rtikel 2 lautet u „Einem Biſchof, welcher a 
Grund der 88 24 ff tm Geie vom 12. Ma 1873 dur gerichtlichen 
Urtbeil aus jeinem Amte entlaſſen worden ift, kann von dem Könige 
a 0 Anerkennung als Biſchof ſeiner früheren Diözeſe wieder 
ertheilt werden. 

Die Abgg. v. Rauchhaupt u Gen. beantragen, den Artikel 
folgendermaßen zu faſſen: „Hat der König einen Bischof gegen welchen 
auf Grund der SS 24 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1873 durch gericht⸗ 
liches Urtheil auf Entlafung aus ſeinem Amte erkannt ift, begnadigt, 
fo gilt terjelbe wieder als ſtaatlich anerkannter Biſchof feiner Diözeſe. 
In ſonſtigen Fällen, in welchen auf Grund der SS 24 ff. des Geſetzes 
vom 12. Mai 1873 oder des des Geſetzes vom 22. April 1875 
auf Entlaßung aus dem Amte erkannt iſt, werden die Folgen der er⸗ 
gangenen Exkenntniſſe auf die Unfähigkeit zur Bekleidung des Amtes 
und die im Artikel 1, Abſatz 2 und 3 des Geſetzes vom 14. Juli 1880 
aufgeführten Folgen beſchränkt, in ſo fern nicht inzwiſchen eine Wieder⸗ 


beſetzung = 1 28 Ge in mi 
bg. Dr. Virchow: I ir nicht verſtändlich, weshalb 
Herr v. Zedlitz mit ſolchem Eifer gegen die liberalen 5 5 pi 
zogen in und ſich bemüht hat, uns Inkonſequenz nachzuweiſen, er 
müßte doch wiſſen, daß wir heute mit ihm zuſammen gegen die Vor⸗ 
lage ftımmen werden. Untere Stellung ift heute noch dieſelbe, wie früher, 
wir haben von Anfang an den All utamof als einen Kampf gegen die 
Hierarchie aufgefaßt und deshalb iſt der Biſchofsparagraph für uns 
ein ſehr wichtiger, gegen den wir allen Widerſtand einjegen müſſen. 
Wir haben auch ſeiner Zeit klar ausgeſprochen, weshalb wir über das 
prinzipielle Bedürfniß hinaus der Regierung im Kulturkampfe eerfolge 
haben; wir erblicken in dem ganzen Vorgehen der Regierung 
den Beginn einer Loslöſung des Staates von den Banden der Kirche. 


den Kampf, den ſie bewußter 


8 gegen die DI 


ber klar wäre ob er dabei aufwärts oder 

abwärts fteigt. (Sehr aut! Deiterfeit.) Bir fcheing der Meg abmärts 
n wir machen der Kurie ein Jugeſtändniß nach dem an⸗ 

deren, ohne daß dieſe nur einen Schritt entgegengekommen wäre. Die 


ge, v. Sue ſteht 
urie gegenü 


(Heiterkeit.) Die Regierung ſollt f 
wägungen erhaben ſein, und 2 — wiſſen 
Staatsmann ſich die definitive eendigung 
wünſchen einen definitiven 3 125 8 
der Sache. Den Standpunkt der 9 und der römiſchen Kirchenfürſten 
über die prinyipielle Bedeutung bes Kulturkampfes kennen wir ja aus 
vielen charakteriſtiſchen Schriek 14 ä 
mit demſelben ist für den Samo Nicht anders möglich, 
er einen großen Theil feiner des tot. und Selbſtändigkeit aufgiebt. 
Wenn ein Urtheil, das Namen? ird nig geſprochen iſt, durch könig⸗ 
liche Gnade wieder aufgehoben wa, dann ıft das nach unſerer Mei⸗ 
nung genug, und wir glauben, daß es mit dem, Aniehen des Staats⸗ 
oberhauptes nicht vereinbar Al, wenn ein derartig Begnadigter wieder 
in ſein Amt und jeine Würden Fingefegt wird. An dieſem Stand⸗ 
punkt halten wir feſt, eine 59 nderung iſt bei uns nicht vorgegangen, 
und die Freikonſervativen wer kel uns ſtets als Bundesgenoſſen Ken 
wenn es ſich um bie a des Staates gegen hierarchiſche 
Uebergriffe handelt. Von den Konſervativen wundert es uns nicht, 
daß fie auf Wunſch der Reale tun ihre Meinung wechſeln, fe igipie 
ren damit gewiſſermaßen bien euung die nach der Anſicht des Kul⸗ 
tusminiſters in Jukunft die, 2 85 baben ſollen. Erſtaunt ſind wir 
nur über die Veränderung die mit dem Zentrum vorgegangen ift; die 
erren haben noch beim . mit großer 45 ſich gegen das 
Syſtem der diskretionären Ves —— erklärt, fe aben erklärt, daß 
das eine Aus ieferung auf . und Ungnade ſei, ein Ausliefern an 
die Willkür des ſedesmaligen Miniſters, daß ein Damoklesſchwert ſtets 
über ihrem Haupte e So ſprachen die Herren am 7. 
Februar noch und heute am 8. März treten ſie mit Muth und Ent⸗ 
ſchloſſenheit für die hisfretionäten Vollmachten ein. Wir bleiben auf 
unſerem prinzipiellen Standoun 8 ſtehen und bedauern, daß wir daher 
heute ſcheinbar für die Forte eld es Kampfes ſtimmen müſſen, während 
wir doch eine Milderung desſelben dringend wünſchen; das Zentrum 
wird das zu würd ge und zu entichuldigen wiſſen. (Beifall ünts ) 
Abg. von Stablewski will auf die materielle Frage 
nicht eingehen, da ſie genügend erörtert ſei, und lege nur 
dagegen Verwahrung ein, daß Herr von Guny das Begnadigungs⸗ 
recht der Krone in Bezug auf den Kardinal Ledochowski zu beein 


fluſſen ſuche. Dieſer Artikel ift die Veranlaſſung 


wenn 


Kultusminiſter von Goßler: 
gemeien, eine Spaltung in die Vorlage zu bringen, wodurch es der 
egierung unmöglich wird, die ganze Vorlage zu retten. Ich bedaure 
das um ſo mehr, weil von dem Momente an, wo wir 1880 den Art. 1 
angenommen baben, auch der Stachel aus Art. 2 der ge i 
Vorlage gezogen iſt. Von 12 preußiſchen Diözeſen find acht wieder bde⸗ 
ſetzt oder ſtehen nahezu zur Beſetzung, vier ſind frei, vier in den Fällen, 
in denen die Abſetzung ſeitens des Gerichtshofes e 
Die Regierung iſt nicht in der Lage, durch einen einfachen Akt die Be⸗ 
fegung wieder herbeizuführen, ſondern es muß eine Verſtändigung 
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liegt daß in allen 1 wo es Bi⸗ 
ichbfe handelt das ſind ungefähr noch ſechs, darunter 
ein Weihbiſchof und im übrigen niedrige Kirchendiener — 
diejenigen Folgen, welche die Julinovelle nach Artikel 1 derſelben für 
die Zukunft als Wirkung der gerichtlichen Entſcheidung hinſtellt. auch 
pro praeterito dieſen Kirchendienern zu Theil werden. Praktiſch it es 
vielleicht nicht von großer Erheblichkeit und ebenſo auch nicht Abſatz 2 
durch die hinzugefügte Klauſel, daß die Folgen des 8 1 nicht eintreten, 
ſofern eine Wiederbeſetzung erfolgt iſt; andererſeits iſt es bei dieſen 
wenigen Fällen, die ſich vielleicht auf zwei reduziren, wirklich recht 
ſchwer, wieder eine Beſtimmung in die Geſetzgebung hineinzuführen, 
die ſich in ihren praktiſchen und fachlichen Folgen mit völliger Klarheit 
überſehen läßt. Wenn ich daher auch Verſtändniß für die Abſichten 
der Herren Antragſteller babe, jo thun Sie, glaube ich, doch der gegen⸗ 
würtigen Lage einen Gefallen, wenn Sie die Regelung dieſer wenigen 
Bir einer anderweitigen Geſetzgebung vorbehalten und jetzt auf den 
bſ. 2 Ibrer Anträge verzichten. 

In namentlicher Abſtimmung wird darauf der Antrag v. Rau de 
gaupt zu Artikel 2 mit 212 gegen 169 Stimmen angenommen. 

ſchloſſen ſtimmen für denſelben das Zentrum, die Polen und die 
Konſervativen. gegen denſelben die Nationglliberalen, die Sezeſſioniſten, 
— 9 5 Freikonſervativen und die Miniſter von Puttkamer und 

Artikel 3 lautet nach der Vorlage: „Das Staatsminiſterium iſt 
ermächtigt, mit königlicher Genehmigung die Grundſätze feſtzuſtellen, 
nach welchen der Miniſter der geistlichen Angelegenheiten von den Er: 
forbernifien der 88 4 und 11 im Geſetz vom 11. Mai 1873 dispenſiren, 
auch ausländiſchen Geiſtlichen die Vornahme von geiſtlichen Amtshand⸗ 
lungen oder die Ausübung eines der im § 10 erwähnten Aemter ge⸗ 
ſtatten kann.“ 

Die Abgg. v. Rauchhaupt und Genoſſen beantragen, dem Ar⸗ 
za ‚elaeibe 1 15 geben Pr vun Ablegung der im % des 
N Mai vorgeſchriebenen willen! \ taats⸗ 
prüfung nen daß en Kandibten Beet, dee ee 
von Zeugniſſen den Nachweis führen, daß ſie die Entlaſſungsprüfung 
auf einem deutſchen Gymnaſium abgelegt, ſowie ein dreijähriges theo⸗ 

logiſches Studium auf einer deutſchen Univerſität oder auf einem in 

Preußen beſtehenden kirchlichen Seminare, welches nach dem Geſetze die 

Univerſität zu erſetzen geeignet iſt, zurückgelegt und während dieſes 

Studiums Vorleſungen aus dem Gebiete der Philoſephie, Geſchichte 

und deutſchen Literatur mit Fleiß gehört haben. Der Miniſter der 

geiſtlichen Angelegenheiten iſt ermächtigt, auch im Uebrigen von den Er: 
ſorderniſſen des J 4, ſowie von dem Erforderniſſe des S 11 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 zu dispenſiren, auch ausländiſchen Geiſtlichen die 

Vornahme von geiſtlichen Amtshandlungen oder die Ausübung einer 

der im § 10 erwähnten Aemter zu geftatten. — Die Grundſätze, nach 

welchen dies zu geſchehen hat, ſind vom Staatsminiſterium mit könig⸗ 
licher Genehmigung feſtzuſtellen.“ 

Ant e Abgg. v. Zedlitz und Genoſſen beantragen zum vorſtehenden 
rage: 

1) im Abſatz 1 hinter „Gymnaſtum“ einzuſchalten: „nach unmittel⸗ 
bar vorhergegangenem vierjährigen Beſuch eines ſolchen“; 

2) im Abſatz 2 hinter dem Worte „ermächtigt“ einzufchalten : „ſo⸗ 
bald in den ordnungsmäßig beſetzten Diö eſen der im § 15 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 vorgeſchriebenen Verpflichtung zur Benennung ſei⸗ 
tens der geiſtlichen Oberen genügt wird“; 

3) im Abſatz 2 die Worte: „oder die Ausübung einer der im 
8 10 erwähnten Aemter“ zu ſtreichen und an deren Stelle zu ſetzen: 


„in Grenzdiſtrikten“. N SR 
Abg. v. e Die 1 die wir geſtellt, ſtellen ſich weder 
dem Antrag Rauchhaupt noch der Regierungsvorlage direkt entgegen, 
fie ſollten einfach die Bedenken begleichen, zu denen der § 3 Veran⸗ 
laſſung giebt. Der erſte unſerer Anträge ſoll verhindern, daß nicht 
Zöglinge von Konvikten oder ausländiſchen Anſtalten nur das Abi⸗ 
kurienten⸗Examen an einer deutſchen Anſtalt ablegen. Eine bloße 
Erfüllung der Examensbeſtimmungen giebt noch keine Bürgſchaft dafür, 
daß dieſelben wirklich ia deutſchem Geiſte erfüllt ſind. Mit dem 
zweiten ſollen die diskretionären Gewalten auf das nothwendige Maß 
beſchränkt, durch den dritten verhindert werden, daß die Dispenſation 
nicht anch auf die Lehrer an Seminarien ausgedehnt werde. 
Miniſter v. Goßler bittet um Annahme des Artikels nach der 
egiexungsvorlage. Mit einer Streichung des Kulturexamens kann er 
ich nicht einverſtanden erklären, denn die n hat ein eminentes 
tereſſe an dem Bildungsgang ihrer Theologen. Der bloße Nachweis, 
daß an einem deutſchen Gymnaſſum das Examen abſolvirt iſt, genügt 
nicht, uns eine humaniſtiſche Bildung zu garantiren, zu der, wie Jeder 
5. der Grund gelegt wird in den oberen Gymnaſialklaſſen Darum 
iſt er mit dem Antrag 1 von Zedlitz einverſtanden, aber die beiden an⸗ 
deren bittet er abzulehnen. f 5 
Abg. v. Cuny erklärt, daß er für einen Dispens auf Dauer nicht 
ſtimmen könne. Uebrigens ſei der Mangel an Theologen, der immer 
bierfür geltend gemacht, nach den Erklärungen des Kultusminiſters in 
der Kommiſſion nicht mehr vorhanden. Daß in Bezug auf die Semi⸗ 
nare ein ſolches Bedürfniß vorhanden ſei, muß er beſtreiten, und darum 
könne er nicht für einen Dispens für Lehrer derartiger Anftalten ſtim⸗ 
Es ſei auch nur billig, daß, wer praktiſch vorbilden wolle, ſelbſt 


men. 
praktiſch vorgebildet ſei. ; 
Abg. v. nicht, wie die Herren Freie 


g. v. Rauchhaupt: Wir haben 
konservativen, das Bedürfniß, das Begnadigungsrecht der Krone noch 
beſonders zu garantiren. Das Kulturexamen war ftet3 ein beſonders 
läſt'ges Aran in unſerer kirchlichen Entwickelung, dem durch 
unſeren Antrag abgeholfen werden wird. Wir haben auch zur Ver⸗ 
waltung das Vertrauen, daß ſie dem Artikel in der Praxis richtige 

Anwendung verſchaffen werde. a 
Gemeldet iſt noch Abg. Richter; Konſervative und Zentrum 
‚führen indeſſen den Schluß der Debatte berbei. g 
Abg. Rachter: Mit Rückſicht darauf, daß von der Mehrheit 


(entweder der 


3 
i Mal hinterei in einer wenig gewöhnlichen Weiſe der 
der Bi on herbeigeführt iſt, ee ich über dieſen N 


namentlich abſtimmen zu laſſen. (Unruhe rechts) a 
Der Antrag auf namentliche Wenn wird durch die geſammte 
Linke unterſtützt. { a 
PT wird Artikel 3 nach dem Antrage v. Rauchhaupt mit 228 
egen 1 timmen angenommen. 2 
ai Artikel 3 a): „Die Ausübung der in den © 13 ff. des Geſetzes 
vom 20. Mai 1874 und in den Artikeln 4 ff. des Geſetzes vom 
21. Mai 1874 den Präſentations⸗Berechtigten und der Gemeinde bei⸗ 
gelegten Befugniß zur Wiederbeſetzung eines erledigten geiſtlichen 
Amtes und zur Einrichtung einer Stellvertretung in demſelben findet 
Kg a ftatt”, wird ohne Debatte in dieſer — v. Rauchhaupt' ſchen 
— Faſſung angenommen. > 
Artiel 4 lautet nach der 1 et „An die Stelle des 
San im Geſetz vom 11. Mai 1873 tritt nachfolgende Beſtimmung: 
er Einſpruch findet ſtatt, wenn dafür erachtet wird, daß der Anzu⸗ 
ſtellende aus einem Grunde, welcher dem bürgerlichen oder ſtaats⸗ 
bürgerlichen Gebiete angehört, für die Stelle nicht geeignet ſei, insbe⸗ 
ſondere wenn ſeine Vorbildung den Vorſchriften dieſes Geſetzes nicht 
entſpricht. Die Gründe für den Einſpruch ſind anzugeben. Gegen die 
Einſpruchserklärung kann innerhalb dreißig Tagen bei dem Miniſter 
der geiſtlichen Angelegenheiten Beſchwerde erhoben werden, bei deſſen 
Entſcheidung es bewendet.“ 2 Ä 3 

Abg. v, Rauchhaupt beantragt dieſen Artikel zu ſtreichen. 

Abg. v. Cu ny erklärt ſich gegen den Rauchhaupt'ſchen Antrag 
und bittet den Artikel unverändert anzunehmen. 

Miniſter v. Goßler erklärt, mit den Thatſachen rechnen und 
dem Rauchhaupt'ſchen Antrage zuſtimmen zu müſſen, wenngleich die 
Artikel 4 und 5 völlig der Geſetzgebung der übrigen deutſchen Staaten 
entſprächen. Er glaube auch, daß die in dem bekannten Schreiben des 
Papſtes enthaltenen Grundſätze ſich ſehr wohl hätten in den Rahmen 
des Art. 5 hineinbringen laſſen. n . 

Abg. Windthorſt bemerkt, er wolle jetzt auf die Ausführun⸗ 
gen des Miniſters nicht eingehen; man dürfe aber daraus nicht fol⸗ 
gern, daß er dieſelben anerfenne. a 8 5 

Damit ſchließt die Debatte. Artikel 4 wird gegen die Stimmen 
der Freikonſervativen, Nationalliberalen, Sezeſſioniſten, Fortſchrittler 
und die Miniſter Bitter und v. Puttkamer abgelehnt. a 

Art. 5 lautet in der Vorlage: „Das Staatsminiſterium iſt er⸗ 
mächtigt, für beſtimmte Bezirke widerruflich zu geſtatten, daß Geiſtliche, 
welche im Uebrigen die geſetzlichen Erforderniſſe für die Ausübung 
geiſtlicher Amtshandlungen erfüllen oder von denſelben dispenſirt ſind, 
zur Hülfeleiftung im geiſtlichen Amt ohne die nach § 15 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1873 erforderliche Benennung verwendet werden.“ 

Eine Debatte findet nicht ſtatt; der Artikel wird gegen die Stim⸗ 
men der beiden Miniſter v. Puttkamer und Bitter abgelehnt. 

Damit iſt die zweite Berathung der Vorlage erledigt. 4 

Schluß 54 Uhr. Nächſte zung Freitag 11 Uhr. (Dritte 
Berathung des kirchenpolitiſchen Geſetzes, kleinere Vorlagen. Die 
Sitzung wird die letzte vor den Oſterferien ſein.) 


Herren hans. 


i 13. Sa I N 
Berlin, 30. März. 12 Uhr. Am Miniſtertiſch: Bitter, Fried⸗ 
berg, Maybach und Kommiſſarien. 
Zur einmaligen Schlußberathung ſteht der Geſetzentwurf betreffend 
die Penſions⸗Geſetzes vom 27 
März 1872. 


Abänderung des 

Berichterſtatter Dernbur 8 empfiehlt die Annahme des Geſetzes 
in der vom N eſchloſſenen Faſſung, obgleich dieſelbe 
Aenderungen in nicht unerheblichen Punkten enthalte. 

Oberbürgermeiſter Becker (Düſſeldorf) erklärt die Inkongruenz, 
die d a. Auer W Aale 71 Win d 0 — 
nanziellen Lage der ätte es ſich vielleicht empfohlen, die für den 
lab beſtimmten ne de eh als Eine Ent ſchädigung 
zu überlaſſen für den großen Theil von Staatspflichten, die ſie unent⸗ 
eltlich zu leiſten haben. Es würde ihnen dann auch möglich geweſen 
ein, die Penſionsverhältniſſe ihrer Beamten denen der Staatsbeamten 
gleichzuſtellen. 8 N ; - 

Finanzminiſter Bitter: Die Regierung wird forgfältig erwägen, 
wie der Mißſtand, der durch das Geſetz für die kommunalen Subaltern⸗ 
beamten geſchaffen wird, ſich geſetzlich beſeitigen läßt. Sie wird ſich 
u dieſem Zweck mit einem Theil der Kommunen in Verbindung 
etzen, da ſie denſelben Zwang aufzuerlegen für unzuläſſig hält. Eine 

eberweiſung des Steuererlaſſes an die Städte würde zu nichts führen, 
da die 6 Millionen für die Ausgleichung der Penſionsverhältniſſe nicht 
ausreichend ſind. Die 1 hat vor 2 Jahren verſucht, den 
Kommunen auf eine andere Weiſe die Mittel zu bieten, indem fie dem 
Abgeordnetenbauſe eine Schankſteuer vorſchlug, deren Ertrag in der 
Höhe von 12 Millionen den Städten überwieſen werden ſollte. Allein 
dieſelbe wurde abgelehnt. 

Der Gefegentwurf wird darauf unverändert angenommen. 

Es folgt der Bericht über die Bau aus führungen 
der Eiſenbahn verwaltung. 

Oberbürgermeiſter Struckmann fragt an, ob das Projekt des 
Bahnhofs zu Hildesheim bereits ausgearbeitet ſei und warum die 
Strecke Braunſchweig⸗Hildesbeim nicht gebaut werde. Dieſelbe ſei der 
Altenbekener und Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft konzeſſionirt 
worden, aber beide hätten wegen Geldmangel den Bau bis jetzt aus⸗ 
geſetzt. Er hoffe, daß nunmehr, wo der Staat die Altenbekener Bahn 
in Beſitz genommen und die Aktien der . Bahn an⸗ 
gekauft habe, der Ausführung der Bahnlinie nichts mehr im Wege ſtehe. 

Miniſter Maybach beſahte die erſte Frage, 1 5 — der zweiten 
habe der Staat an eine Leſung jetzt erſt denken können, wo er die 
Aktien der Braunſchweigiſchen Bahn erworben. Uebrigens beſtehe über 
die Bahnlinie, deren induſtrielle Bedeutung er anerkenne, noch Streit, 
ob dieſelbe mehr nach Oſten oder Weiten verlegt werden ſolle. 

Der Bericht wird hierauf durch Kenntnißnahme für erledigt erklärt, 
ebenſo die Ueberſicht über die Verwaltung der fiska⸗ 
liſchen Bergwerke, Hütten und Salinen. ? 

Schluß der Sitzung 14 Uhr. Nächſte Sitzung Freitag: 
12 Uhr. (Etat. ) 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Stuttgart, 30. März. Die hieſige Volksbank, eingetra⸗ 
gene Genoſſenſchaft, 926 Mitglieder, früher über 2000, hat 
gerichtlich den Konkurs angemeldet, nachdem der Verſuch, 
außerordentliche Mittel aufzubringen, mißlungen. Die auf mor⸗ 
gen anberaumt geweſene Generalverſammlung findet nicht ſtatt. 

Wien, 29. März. Die Meldung von der Abreiſe des 
Großherzogs von Mecklenburg nach Italien beruht auf einem 
Irrthum. Der Großherzog hat ſich vielmehr heute Abend von 
der kaiſerlichen Familie verabſchiedet und darauf um 7 / Uhr 
ſeine Rückreiſe nach Schwerin angetreten. 

Wien, 30. März. Die „Wiener Zeitung“ veröffentlicht 
das ſanktionirte Finanzgeſetz pro 1882 und die Ernennung des 
bisherigen Geſandten in Bukareſt, Grafen Hoyos, zum Sektions⸗ 
chef im Miniſterium des N 

Wien, 30. März. [Offiziell.] Eine von Trnowo 
entſendete Streifkolonne trat am 25. d. bei Mrezica mit einer 
von Foca aus operirenden Kolonne, welche bei Stule⸗HZan eine 
kleine Schaar Inſurgenten vertrieben hatte, in Verbindung. Int 
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weiteren Verlaufe des Streifzuges wurden keine Inſurgenten 
lesen W ag x ge oben 

en ge 5 rz wur ſten bei 
Horovice nächſt Cajnica von etwa 200 Inſurgenten angegriffen. 
Letztere wurden nach einem dreiſtündigen Gefechte zurückgeworfen. 
Auf Seite der T 1 Offizier todt, 2 Mann verwundet. 
Die Inſurgenten hatten einen Verluſt von 7 Todten und 15 Ver⸗ 
en, 30. Mrz. Meldungen d 

en, 30. rz. eldungen der „Bolitifi Ko 2 

Aus Cettinſe: Der ruſſiſche Minde rale e 
erhielt einen längeren Urlaub, den er zu einer Reiſe nach Italien be⸗ 
nutzen wird. In diplomatiſchen Kreiſen gilt ſeine Verſetzung auf einen 
anderen Poſten für wahrſcheinlich. — Aus Athen: Das der Kammer 
pro 1882 a pas Budget beziffert die Einnahmen auf 66 Milli 
wovon 8 Millionen auf die neuen Provinzen entfallen, und die Aus⸗ 
gaben auf 77 Millionen. — Aus Sofia: Der ruſſiſche Generalkonſul 
Hitrowo hat den Mitgliedern der ruſſiſchen Kolonie bei einer amm⸗ 
lung derſelben erklärt, daß der Kaiſer abſolut nicht wünſche, daß von 
ſeinen Unterthanen zu Gunſten der Aufſtändiſchen in Bosnien und in 


der Herzegowina irgend etwas, ſei es in Worten oder Thaten, unter⸗ 
nommen werde. 


Nach einer aus Gravoſa eingegangenen Meldung iſt in 
dem Garten des Bürgermeiſters v. Kameno, Luka Pawlovics, 
das Gewehr eines der am Sylveſterabend ermordeten Gensdar⸗ 
men aufgefunden worden; auf dem Gewehrlaufe war eingeätzt: 
„Luka Pawlovics für die Freiheit.“ Luka Pawlovics iſt auf 
dem Schiffe „Pollux“ zur Aburtheilung nach Cattaro transpor⸗ 
tirt worden. 

Trieſt, 30. März. Der Archimandrit Nadulovics und 
mehrere andere Gefangene aus der Herzegowina ſind, von einem 
Stabsoffizier begleitet, hier angekommen. 

Rom, 29. März. Die neu ernannten Biſchöfe haben den 
Eid in die Hände des Kardinals Mertel abgelegt. Morgen findet 
ein öffentliches Konſiſtorium ſtatt. 

Toulon, 29. März. Ein Geſchwader wird unverzüglich 
auslaufen, um nach den Küſten von Tunis zu gehen. 

Petersburg, 30. März. Die Newa iſt auf einer Strecke 
von mehr als 40 Werſt eisfrei, um Kronſtadt liegt nur 


* 


warten ift. 


Belgrad, 30. März. Mehrere Verwaltungsräthe der 
erſten, nach kurzer Zeit fallit gewordenen, Serbiſchen Bank ſind 
in Folge einer Anklage mehrerer Kaufleute aus Neuſatz, welche 


Aktien der Bank beſaßen, derſelben auch baares Geld anver⸗ 


Brucheis, ſo daß die Eröffnung der Schifffahrt baldigſt zu er⸗ 


traut hatten, verhaftet worden, und fol ihr Verhalten einer ger 


richtlichen Unterſuchung unterzogen werden. 


Zara, 30. März. Bei Dablica im Bezirke Stolac (Herze⸗ A 


gowina) griffen 200 Inſurgenten eine Patrouille von 25 Sol⸗ 
daten, zwei Gendarmen und 2 Panduren an. N 


zog ſich nach einem dreiſtündigen Gefechte zurück. 


Für der. Ja d. 45 f 150 ir er in Pofen. — 
Für den In er folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übern umt die Redaktion keine n 
Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 10 März 


81 


Mittags 0 
Morgens 0,92 


* 4 
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